
Veröffentlichung des Entwurfs einer Verordnung 
der Gemeindevertretung der Marktgemeinde Nenzing 

über das Mindestmaß der baulichen Nutzung für das Grundstück 
GST-NR 3784, KG Nenzing 

Die Gemeindevertretung der Marktgemeinde Nenzing hat in ihrer Sitzung vom 09.06.2026 den Entwurf 
einer Verordnung über das Mindestmaß der baulichen Nutzung für das Grundstück GST NR 3784, KG 

Nenzing, gemäß § 31 Abs. 1 Raumplanungsgesetz, LGBl.Nr. 39/1996 idgF, beschlossen. 

Der Verordnungsentwurf samt Erläuterungsbericht wird vier Wochen auf dem Veröffentlichungsportal 
(www.nenzing.at/Service/Veroeffentlichungsportal/Aushaenge) von 21.07.2026 bis 18.08.2026 

veröffentlicht (§ 32e des Gemeindegesetzes). 

Während der Zeit der Veröffentlichung kann jede:r Gemeindebürger:in oder Eigentümer:in von 
Grundstücken, auf die sich der Verordnungsentwurf bezieht, zum Verordnungsentwurf schriftlich 

Änderungsvorschläge erstatten. 

Der Bürgermeister 

M i c h a e l  H a r t m a n n  



Entwurf   

Verordnung 
der Gemeindevertretung der Marktgemeinde Nenzing 

über das Mindestmaß der baulichen Nutzung 

Aufgrund des Beschlusses der Gemeindevertretung der Marktgemeinde Nenzing vom XX.XX.2026 
wird gemäß § 31 Abs. 1 des Raumplanungsgesetzes, LGBl.Nr. 39/1996, verordnet: 

Das Mindestmaß der baulichen Nutzung wird für das Grundstück GST-NR 3784, KG Nenzing gemäß 
dem Textteil in der angeschlossenen Anlage 1 und dem Plan in der angeschlossenen Anlage 2 erlassen.  

Der Bürgermeister 

M i c h a e l  H a r t m a n n  

 



Entwurf  Anlage 1 

Verordnung 
der Gemeindevertretung der Marktgemeinde Nenzing 

über das Mindestmaß der baulichen Nutzung 
für die GST-NR 3784, KG Nenzing 

 

Auf Grund des Beschlusses der Gemeindevertretung der Marktgemeinde Nenzing in der Sitzung 
vom XX.XX.2026 wird gemäß § 31 Abs. 1 Raumplanungsgesetz, LGBl.Nr. 39/1996 idgF, verordnet: 

 

§ 1 
Diese Verordnung gilt nur für Flächen, die als Bauflächen gewidmet sind.  

 

§ 2 
Für die Flächen, die innerhalb der im Plan vom 26.05.2026, Planzahl n031.3-1/2019-34, in roter Farbe 

ersichtlich gemachten Grenzen liegen, wird das Mindestmaß der baulichen Nutzung mit einer 
Baunutzungszahl von 30 festgelegt. 

 

§ 3 
Diese Verordnung tritt mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

Der Bürgermeister 

M i c h a e l  H a r t m a n n  

 

 





 

 

Erläuterungsbericht zur Verordnung 
über das Mindestmaß der baulichen Nutzung 

für die GST-NR 3784, KG Nenzing 

 

Nenzing, am 01.06.2026 

Vorbemerkung 

Es ist beabsichtigt auf der GST-NR 3784, KG Nenzing, ein Doppelwohnhaus zu errichten. Aufgrund 
der geplanten Bebauung wird die Umwidmung einer Teilfläche des Grundstücks im Ausmaß von ca. 515 
m2 von Bauerwartungsfläche-Mischgebiet in Baufläche-Mischgebiet (befristet) – Folgewidmung: 
Bauerwartungsfläche-Mischgebiet angeregt. Das geplante Doppelwohnhaus hat eine Baunutzungszahl von 
ca. 40. 

Die Zufahrt erfolgt ab der Gemeindestraße „Riedstraße“ über die Wegparzelle GST-NR 9554, KG 
Nenzing. Für die derzeitige GST-NR 3784 ist eine Grundteilung geplant. 

Teilflächen der GST-NR 3784, KG Nenzing wurden erst kürzlich als Baufläche-Mischgebiet 
(befristet) – Folgewidmung: Bauerwartungsfläche Mischgebiet sowie Verkehrsfläche Straße gewidmet 
(rechtswirksam seit 24.02.2026). 

 

Bestand 

Die zu widmende Fläche ist derzeit als Bauerwartungsfläche-Mischgebiet gewidmet. Sie ist unbebaut 
und wird landwirtschaftlich genutzt. Die Verkehrserschließung, die Wasserversorgung sowie die 
Abwasserbeseitigung bzw. der Anschluss an die öffentliche Kanalisation sind gegeben bzw. möglich. Die 
zu widmende Fläche liegt in keinem Schutz- und Schongebiet sowie innerhalb des Siedlungsgebietes gem. 
REP der Marktgemeinde Nenzing. Die südliche Teilfläche der GST-NR 3784 ist als Freifläche-
Freihaltegebiet gewidmet. Diese Teilfläche liegt außerhalb des Siedlungsgebietes gem. REP der 
Marktgemeinde Nenzing, ist unbebaut und wird landwirtschaftlich genutzt. Das von der Umwidmung 
betroffene Grundstück grenzt im Süden an unbebaute Grundstücke, die dem Streuewiesenbiotopverbund 
angehören und als Freifläche-Freihaltegebiet gewidmet sind. Der westlich an die umzuwidmende Fläche 
angrenzende Grundstücksteil ist als Baufläche-Mischgebiet (befristet) – Folgewidmung: 
Bauerwartungsfläche Mischgebiet gewidmet und wird derzeit mit einem Einfamilienwohnhaus bebaut. Das 
nördlich angrenzende Grundstück ist als Bauerwartungsfläche-Mischgebiet gewidmet, unbebaut und wird 
landwirtschaftlich genutzt. Das östlich angrenzende Grundstück ist als Bauerwartungsfläche-Mischgebiet 
und Freifläche-Freihaltegebiet gewidmet, ist unbebaut und wird landwirtschaftlich genutzt.  

 

 

Luftbild, zu widmende Flächen rot umrandet 



 

 

Geltungsbereich und Maß der baulichen Nutzung 

Die Verordnung gilt für die Flächen, die innerhalb der im Plan vom 26.05.2026, Planzahl n031.3-
1/2019-34, in roter Farbe ersichtlich gemachten Grenzen liegen. Das Ausmaß des Geltungsbereiches beträgt 
ca. 515 m2. 

Die beabsichtigte Bebauung des Grundstücks stellt im Sinne der nachhaltigen Sicherung der 
räumlichen Existenzgrundlagen besonders für Wohnen einen wichtigen Grund für die Änderung des 
Flächenwidmungsplanes gem. § 23 Abs. 1 RPG idgF dar. Die geplante Umwidmung entspricht den 
Raumplanungszielen gem. § 2 RPG idgF sowie den Vorgaben des Räumlichen Entwicklungsplanes der 
Marktgemeinde Nenzing. Die geplante Bebauung mit einem Doppelwohnhaus entspricht der bestehenden 
Siedlungsstruktur im gegenständlichen Gebiet und dem Ortsbild. 

Im Sinne einer ressourcenschonenden und ortsbildverträglichen Nutzung und eines sparsamen 
Umgangs mit Grund und Boden wird für den Geltungsbereich eine Baunutzungszahl von mindestens 30 
festgelegt. Grundlage für die Bemessung der Geschossfläche ist die Baubemessungsverordnung idgF. 

Die Festlegung über das Mindestmaß der baulichen Nutzung versteht sich als Instrument, das die 
Bauentwicklung in seiner städtebaulichen Bedeutung sowie auf Grund allgemeiner raumplanerischer 
Zielsetzungen im Geltungsbereich fördert und stärkt. Wichtig dabei ist der sparsame und flächensparende 
Umgang mit Grund und Boden unter Berücksichtigung einer ressourcenschonenden ortsbildverträglichen 
Bebauung.  



 

 

Begriffsbestimmungen 

Bemessungsgrundlage insbesondere für die Geschosszahl und Gesamtgeschossfläche ist die 

Baubemessungsverordnung (BBV), Vlbg. LGBl.Nr. 29/2010, i.d.F. 51/2016  

Begriffsbestimmungen, Abkürzungen: 

Mindestgeschosszahl(MGZ), das ist die Zahl der Geschosse, die errichtet werden müssen 

(§6 Abs.(2) lit c BBV).  

Gesamtgeschossfläche: die Summe aller Geschossflächen – gemessen in 1,50 m über dem Fußboden; 

Außenwände, Dachkonstruktionen einschließlich der Dachhaut, Balkone sowie ausschließlich über den 

Balkon zugängliche nicht konditionierte Abstellräume, Loggien, Laubengänge u. dgl., innen liegende 

Flächen, die der Erschließung von Wohnungen in Häusern mit mehr als drei Wohnungen dienen, sowie 

über dem Gelände liegende Fahrradabstellräume sind in die Gesamtgeschossfläche nicht einzurechnen.  

Bei den Geschossen sind nur die über der bestehenden Oberfläche des Geländes liegenden 

Geschossflächen – gemessen in 1,50 m unter dem darüber liegenden Fußboden – einzurechnen  

(§2 lit j BBV). 

Unterirdisches Geschoss (UG): ein Geschoss, bei dem die Flächen der Außenwände in Summe zu nicht 

mehr als der Hälfte über dem anschließenden Gelände (bestehende Oberfläche) liegen (§ 2 lit d BBV). 

Oberirdisches Geschoss (OG): ein Geschoss, bei dem die Flächen der Außenwände in Summe zu mehr 

als der Hälfte über dem anschließenden Gelände (bestehende Oberfläche) liegen (§2 lit e BBV). 

Dachgeschoss (DG): das oberste ausbaubare Geschoss über einem oberirdischen Geschoss (§2 lit f BBV). 

Umbau: die wesentliche Umgestaltung des Inneren oder Äußeren eines Gebäudes; auch der Abbruch 

ganzer Geschosse eines Gebäudes oder eines selbständig benützbaren Gebäudeteiles und die Errichtung 

neuer Geschosse an deren Stelle – §2 Abs. 1 lit n Vlbg. Baugesetz.  

Zubau: die Vergrößerung eines schon bestehenden Gebäudes in waagrechter oder lotrechter Richtung 

durch Herstellung neuer oder Erweiterung bestehender Räume – §2 Abs. 1 lit q Vlbg. Baugesetz. 




